
Die BSA-Vorsitzende Ortrud 
Farken zeigte sich zuversichtlich,

dass es wie bisher mit Werner
Hahn (links) in Zukunft auch mit
Erwin Meyer (rechts) eine gute
Zusammenarbeit geben wird.
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Englisch bleibt
erste Fremdsprache

Dem Wunsch des Altphilologenverbandes,
ab dem 5. Schuljahr Latein oder Franzö-

sisch als erste Fremdsprache einzuführen, wird
vom Kultusministerium nicht entsprochen. Auf-
grund des Englischunterrichts in der Grund-
schule, der ab dem kommenden Schuljahr als
reguläres Schulfach ab Klasse 4 auch benotet
wird, bleibt Englisch generell die erste Fremd-
sprache. An den bisherigen 16 Latein- und
neun Französischstandorten, sollen diese
Sprachen zukünftig ab Klasse 5 als vierstündi-
ge nicht versetzungsrelevante Wahlsprache an-
geboten werden. Mittelfristig plant das MK
aber, am Gymnasium mit der zweiten Fremd-
sprache ab Klasse 5 und der dritten ab Klasse 7
(bisher 9) zu beginnen. Derzeit fehlen noch die
dafür notwendigen Fremdsprachenlehrkräfte.
Eine solche Entscheidung dürfte aber auch zei-
gen, wie wenig ernst gemeint die angebliche
Durchlässigkeit zwischen den Schulformen ist.

Schulen erhalten nicht länger
Druckfassung des

Grundgesetzes und der
niedersächsischen Verfassung

Die niedersächsische Landesregierung be-
endete die gut 40-jährige Tradition, eine ei-

gene Druckausgabe des Grundgesetzes und
der niedersächsischen Verfassung kostenlos
an die Schulen zu verteilen. Als Begründung
führt die CDU/FDP-Regierung in der Antwort
auf eine entsprechende Landtagsanfrage der
SPD an, aufgrund der vorgefundenen Haus-
haltslage seien die Druck- und Versandkosten
in Höhe von ca. 50 000 Euro nicht mehr finan-
zierbar. Da beide Texte im Internet auf der Sei-
te der Landeszentrale für politische Bildung
zum Herunterladen zu finden seien, stünden
sie den Schülerinnen und Schülern auch wei-
terhin kostenlos zur Verfügung. Das Grundge-
setz könne auch zukünftig kostenlos über die
Bundeszentrale für politische Bildung bezogen
werden. Von sich gewiesen hat die Landesre-
gierung Vorwürfe, mit dieser Maßnahme die
Politikverdrossenheit der Schülerinnen und
Schüler zu befördern und sie auf Kosten sozial
Schwacher ohne Internetzugang durchzuset-
zen. Auf den auch von der Landesregierung
zugestandenen „gewissen symbolischen
Wert“ des Verteilens zukünftig wird verzichtet.

Wie berichtet hat es bei den „Nieder-
sachsen-Senioren“ einen Wechsel
gegeben:  Der langjährige Vorsitzen-

de der Fachgruppe Senioren Niedersachsen,
Werner Hahn, gab im Dezember sein Amt ab
an Erwin Meyer, seinen bisherigen Stellvertre-
ter. Nun wurde dieser Wechsel auch im Bun-
desseniorenausschuss (BSA) vollzogen.  Auf
der Sitzung in Eisenach verabschiedete die
Vorsitzende Ortrud Farken (Mecklenburg-Vor-
pommern) das langjährige BSA-Mitglied Wer-

ner Hahn mit einem herzlichen Dank und ei-
nem Präsent.  Als neuer Seniorenvertreter
Niedersachsens wurde Erwin Meyer ebenso
herzlich begrüßt und in die „Gemeinschaft
BSA“ aufgenommen.  Zum BSA gehört je ein
Vertreter aus den 16 Bundesländern.

Anzumerken ist dazu, dass es nur in Nie-
dersachsen eine Fachgruppe Senioren gibt.
In allen anderen Ländern werden die Senioren
durch den jeweiligen Seniorenausschuss ver-
treten – unter teilweise sehr unterschiedlichen
Bedingungen.  Das zeigt sich, wie in Eisenach
deutlich wurde, nicht nur bei den Mitglieder-
rechten (z.B. der Vertretung in Vorständen
und Delegiertenversammlungen), sondern
auch bei den Aktivitäten für die GEW-Senio-
ren.

Schwerpunkte der zweitägigen Sitzung in
Eisenach waren
• Aktuelle Entwicklung der gewerkschaftli-

chen Position zur Alterssicherung,
• Initiativen zur Weitergabe von Erfahrungs-

wissen der Senioren,
• DGB-SeniorenArbeitsKreis,
• Organisationsentwicklung im GEW-Bun-

desverband,
• Berichte zur Seniorenarbeit in den GEW-

Landesverbänden. EM

Wechsel auch im
Bundesseniorenausschuss

25 Jahre in der GEW
Zum „Silbernen“ GEW-Jubiläum gratulieren wir im Februar

folgenden Kolleginnen und Kollegen und danken für
ihre langjährige Mitgliedschaft:

Von der Realschule
umgehend

zur Bundeswehr
Die Landesregierung plant den Weg zur

Bundeswehr unmittelbar nach dem
Realschulabschluss durch eine Änderung
des Niedersächsischen Schulgesetzes zu
erleichtern. Die Schulpflicht soll für diese
Schüler zukünftig nach dem Besuch der
Realschule ohne Ausnahmeantrag oder
Erlass schlicht per Gesetz ruhen.

Kurz notiert


